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Entscheidungsdatum

25.06.2024
Norm

Ausstellung von Behindertenpassen und von Parkausweisen 81
BBG 842
BBG 845
B-VG Art133 Abs4
1. 81 heute
2. §1 gultig ab 22.09.2016 zuletzt geandert durch BGBI. Il Nr. 263/2016

3. §1 gultig von 01.01.2014 bis 21.09.2016

1. BBG § 42 heute

2. BBG § 42 gultig ab 01.04.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 120/2016

3. BBG § 42 gultig von 12.08.2014 bis 31.03.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 66/2014

4. BBG 8§42 giltig von 01.01.2003 bis 11.08.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 150/2002

5. BBG § 42 gultig von 01.07.1994 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994

6. BBG § 42 gultig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 26/1994

7. BBG 8§42 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993

1. BBG § 45 heute

2. BBG § 45 gultig ab 12.08.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 66/2014

3. BBG § 45 gultig von 01.06.2014 bis 11.08.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2013

4. BBG 8 45 gultig von 01.01.2014 bis 31.05.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 71/2013

5. BBG § 45 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

6. BBG 845 gultig von 01.01.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. I Nr. 111/2010

7. BBG § 45 gultig von 01.01.2003 bis 31.12.2010zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 150/2002

8. BBG 845 gultig von 01.09.1999 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 177/1999

9. BBG 845 giltig von 01.07.1994 bis 31.08.1999zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
10. BBG § 45 gultig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 26/1994
11. BBG § 45 gliltig von 01.07.1990 bis 31.12.1993

—

. B-VG Art. 133 heute
2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
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4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945

11. B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

Spruch

W218 2290716-1/6E
W218 2290712-1/5E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Benedikta TAURER als Vorsitzende und die Richterin Mag.
Marion STEINER-KOPSCHAR sowie die fachkundige Laienrichterin Mag. Bettina PINTER als Beisitzerinnen Uber die
Beschwerden der

XXXX', geboren am XXXX , gegen Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Benedikta TAURER als
Vorsitzende und die Richterin Mag. Marion STEINER-KOPSCHAR sowie die fachkundige Laienrichterin Mag. Bettina
PINTER als Beisitzerinnen tber die Beschwerden der

réomisch XXXX, geboren am romisch XXXX, gegen

I. den am 15.04.2024 ausgestellten Behindertenpass sowierdmisch eins. den am 15.04.2024 ausgestellten

Behindertenpass sowie

II. den Bescheid des Bundesamtes flr Soziales und Behindertenwesen, Landesstelle Wien, vom 10.04.2024 betreffend
Abweisung des Antrages auf Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benutzung Offentlicher
Verkehrsmittel" in den Behindertenpass,romisch Il. den Bescheid des Bundesamtes fur Soziales und
Behindertenwesen, Landesstelle Wien, vom 10.04.2024 betreffend Abweisung des Antrages auf Vornahme der

Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benltzung offentlicher Verkehrsmittel" in den Behindertenpass,
zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerden werden als unbegriindet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. Mit Bescheid vom 10.04.2024 wies das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen (Kurzbezeichnung:
Sozialministeriumservice; in der Folge belangte Behdrde genannt) den Antrag auf Vornahme der Zusatzeintragung
"Unzumutbarkeit der Benutzung oOffentlicher Verkehrsmittel" in den Behindertenpass ab. Am 15.04.2024 wurde der
Beschwerdefihrerin ein unbefristeter Behindertenpass mit einem Grad der Behinderung von 60 vH ausgestellt. Dem

Behindertenpass kommt Bescheidcharakter zu.

2. Gegen diesen Bescheid und gegen den Behindertenpass wurde von der Beschwerdefihrerin fristgerecht
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Beschwerde erhoben. Ohne Vorlage von Beweismitteln wurde im Wesentlichen vorgebracht, dass die bei der
Beschwerdefiihrerin neu hinzugekommenen chronischen Leiden Erythema Nodosum, Fibromyalgie, degenerative
Veranderungen der Wirbelsdule, Zervikalsyndrom, Bandscheibenvorfalle, Funktionsstérung beider Kiefergelenke und
verstarkte Depression unzureichend bertcksichtigt worden seien und der Gesamtgrad der Behinderung mit 60 vH zu
gering eingestuft worden sei.

Die Beschwerdeflhrerin sei aufgrund ihres chronischen Asthmas, der chronischen Nebenhdhlenentziindung, dem
dauerhaften Schwindel sowie Schwellungen in den Gelenken mit Erythema Nodosum sowie Bandscheibenvorfallen
auch dauerhaft in der Mobilitat eingeschrankt und benétige daher einen Parkausweis.

Die Beschwerdefuhrerin fuhrte weiters aus, dass sie nunmehr seit November 2023 die Berufsunfahigkeitspension
erhalte.

3. Die gegenstandliche Beschwerde und die Bezug habenden Verwaltungsakten langten am 23.04.2024 beim
Bundesverwaltungsgericht ein.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1.  Feststellungen:

Der Gesamtgrad der Behinderung betragt 60 vH.

Die Beschwerdefuhrerin leidet an folgenden Funktionseinschrankungen:

1. Fibromyalgie, Erythema nodosum, degenerative Veranderungen im Bereich der Wirbelsdule, Zervikalsyndrom,
Bandscheibenschaden, Funktionsstérung beider Kiefergelenke und Akromioklavikulargelenk -Arthrosen, Pos.Nr.:
02.02.02, Grad der Behinderung 40%

2. rezidivierende depressive Stérung, Panikstérung, Pos.Nr.: 03.06.01,
Grad der Behinderung 40%

3. Asthma bronchiale, Allergieneigung, Pos.Nr.: 06.05.02, Grad der Behinderung 40%

4. chronisch entziindliche Veranderungen der Nasenhaupthdhle und der Nasennebenhdéhlen, Pos.Nr.: 12.04.04, Grad
der Behinderung 30%

Die Voraussetzungen fur die Vornahme der Zusatzeintragung ,Unzumutbarkeit der Benutzung o&ffentlicher
Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung" liegen nicht vor.

2. Beweiswirdigung:

Das eingeholte arztliche Sachverstandigengutachten ist schlissig und nachvollziehbar, es weist keine Widersprtiche
auf. Es wurde auf die Art der Leiden und deren Ausmal? ausfuhrlich eingegangen. Die getroffenen Einschatzungen,
basierend auf dem im Rahmen personlicher Untersuchung der Beschwerdefuhrerin erhobenen klinischen Befund,
entsprechen den festgestellten Funktionseinschrankungen.

Im medizinischen Sachverstidndigengutachten einer Arztin fir Allgemeinmedizin, wird, basierend auf der persénlichen
Untersuchung der Beschwerdefuhrerin, am 20.03.2024, im Wesentlichen Folgendes ausgefuhrt:

Die medizinische Sachverstandige stufte das fuhrende Leiden 1 ,Fibromyalgie, Erythema nodosum, degenerative
Verédnderungen im Bereich der Wirbelsaule, Zervikalsyndrom, Bandscheibenschdaden, Funktionsstdérung beider
Kiefergelenke und Akromioklavikulargelenk -Arthrosen” erstmalig unter der Positionsnummer 02.02.02
(Generalisierende Erkrankungen des Bewegungsapparates - mit funktionellen Auswirkungen mittleren Grades) mit
einem Grad der Behinderung von 40 vH ein. Begrindet wurde die Wahl des oberen Rahmensatzes mit der
Betroffenheit sowohl der Wirbelsdule als auch von mehreren Gelenken und den immer wiederkehrenden Muskel- und
Gelenksbeschwerden. Die medizinische Sachverstandige fuhrte zudem aus, dass das im Vorgutachten, basierend auf
der personlichen Untersuchung am 08.05.2018, angefiihrte Leiden 4 ,Funktionsstérung beider Kiefergelenke, links
mehr als rechts” im nunmehrigen Leiden 1 mitumfasst ist.

Im Zuge der personlichen Untersuchung am 20.03.2024 bestand ein Klopfschmerz Uber der Lendenwirbelsaule und
betrug der Finger-Boden-Abstand 20 cm. Es waren der Nacken- und der Schirzengriff beidseitig endlagig
eingeschrankt moglich, der Faustschluss jedoch vollstandig durchfiihrbar. Die Beschwerdeflihrerin konnte sowohl den
Zehenstand als auch den Fersenstand und Einbeinstand beidseitig durchfihren, sie war frei gehend ausreichend



sicher mobil, ein Hilfsmittel hat sie nicht verwendet. Aufgrund der vorgelegten Fotodokumentation war das Erythema
nodosum objektivierbar, zum Zeitpunkt der persoénlichen Untersuchung bestand ein Zustand nach geroteter
Effloreszenz bei Erythema nodosum. Eine hohere Einstufung des Leidens ist nach den Kriterien der

Einschatzungsverordnung nicht vorzunehmen.

Die BeschwerdefUhrerin moniert, dass ihre - seit dem Vorgutachten aus dem Jahr 2018 - neu hinzugekommenen
Leiden mit dem Leiden 4 zusammengefasst und insgesamt zu gering eingestuft wurden. Die Einstufung der Leiden
erfolgt ausschlieBlich nach den objektivierbaren Funktionseinschrankungen und konnte die Beschwerdefiihrerin nicht
darlegen, dass die Untersuchungsergebnisse der Sachverstandigen nicht korrekt sind. Der allgemeine Hinweis der
Beschwerdefihrerin in der Beschwerde auf eine zu geringe Einstufung vermag die Beurteilung der medizinischen
Sachverstandigen nach Durchfihrung einer persénlichen Untersuchung unter Berulcksichtigung samtlicher vorgelegter
medizinischer Befunde nicht zu widerlegen.

Die medizinische Sachverstandige stufte das Leiden 2 ,rezidivierende depressive Stérung, Panikstdrung” gleichbleibend
zum Vorgutachten mit dem oberen Rahmensatz der Positionsnummer 03.06.01 und einem Grad der Behinderung von
40 vH ein. Die Beschwerdeflhrerin ist trotz Medikation instabil und leidet an sozialen Beeintrachtigungen und
Panikstorungen. In der Behandlungsbestatigung vom 29.08.2023 eines Facharztes fur Psychiatrie und
psychotherapeutische Medizin wird ausgefuhrt, dass das Ausmall der Depressivitat gleichbleibend zum Jahr 2018
einzustufen ist, weitere psychiatrische Befunde legte die Beschwerdefuhrerin nicht vor. Eine Verschlechterung des
psychiatrischen Leidens, insbesondere in Form der in der Beschwerde angefuhrten ,verstarkten Depression” ist daher
nicht befundbelegt und kann somit keine hdhere Einstufung des Grades der Behinderung vorgenommen werden.

Das Leiden 3 ,Asthma bronchiale, Allergieneigung” wurde von der medizinischen Sachverstandigen zwar unter
derselben Positionsnummer 06.05.02 wie im Vorgutachten aus dem Jahr 2018, jedoch um eine Stufe hoher mit einem
Grad der Behinderung von 40 vH eingestuft, da eine Verschlechterung eingetreten ist. Begrindet wurde die Einstufung
mit dem oberen Rahmensatz mit der deutlich vorliegenden Symptomatik unter inhalativer Dauertherapie.

Im Sachverstandigengutachten wurde zudem schlUssig dargelegt, dass die von der Beschwerdeflhrerin geschilderte
Atemnot bei Belastung sowohl im Leiden 2 als auch im Leiden 3 miterfasst ist und daher kein eigenstandiges Leiden
darstellt. Die von der Beschwerdeflihrerin gegentber der Sachverstandigen im Zuge der persénlichen Untersuchung
geschilderte Atemnot bei Panikattacken wurde sohin ausreichend mitberticksichtigt.

SchlieBlich stufte die medizinische Sachverstandige das Leiden 4 ,chronisch entzindliche Veranderungen der
Nasenhaupthohle und der Nasennebenhohlen” gleichbleibend zum Vorgutachten unter der Positionsnummer
12.04.04 mit einer Stufe Uber dem unteren Rahmensatz und einem Grad der Behinderung von 30 vH ein, da bei der
Beschwerdefihrerin trotz Operationen weiterhin rezidivierende Nasennebenhoéhlenentziindungen vorliegen. Eine
Verschlechterung der Gesundheitseinschrankung ist nicht dokumentiert.

Der Gesamtgrad der Behinderung wurde von der medizinischen Sachverstandigen schlissig und nachvollziehbar nach
den Kriterien der Einschatzungsverordnung mit 60 vH eingestuft, da das fihrende Leiden 1 durch die Ubrigen Leiden
um insgesamt zwei Stufen erhoht wird. Begrindend fuhrte die Sachverstandige aus, dass durch die
Funktionseinschrankungen 2 bis 4 der Gesamtzustand der Beschwerdefihrerin wesentlich negativ beeinflusst wird. Es
konnte im Vergleich zum Vorgutachten, basierend auf der persénlichen Untersuchung der Beschwerdefihrerin am
08.05.2018, insbesondere aufgrund des neu hinzugekommenen Leidens 1 sowie aufgrund der Verschlechterung des
nunmehr unter laufender Nummer 3 angeflihrten Leidens, insgesamt eine Verschlechterung des
Gesundheitszustandes der Beschwerdefuhrerin objektiviert werden, sodass im Ergebnis der Gesamtgrad der

Behinderung um eine Stufe angehoben werden konnte.

Weiters flihrte die medizinische Sachverstandige nachvollziehbar aus, dass der Rundherd in der Lunge, welcher sich
aus der Computertomographie des Thorax vom 12.06.2023 im Ausmal von 1 cm ergibt, keinen Grad der Behinderung
erreicht, da sich dieser in Observanz befindet. Der Verdacht auf das Long Covid Syndrom bei Zustand nach COVID
Infektionen im Februar 2022 und Februar 2023 kann mangels Bestatigung nicht eingestuft werden. Die bei der
Beschwerdefihrerin vorliegende Hyperlipidamie stellt keine relevante Funktionsbeeintrachtigung dar und kann daher

nicht eingestuft werden.

Aufgrund der im Rahmen des von der belangten Behdrde gewdhrten Parteiengehérs von der Beschwerdefuhrerin



vorgelegten Befunde wurde eine erganzende Stellungnahme der beigezogenen medizinischen Sachverstandigen
eingeholt, in der ausgefiihrt wurde, dass die bei der Beschwerdefuhrerin festgestellte Pradiabetes und Adipositas
mangels relevanter Funktionseinschrankung keinen Grad der Behinderung erreichen. Auch das vorgebrachte
Augenleiden erreicht bei einem Visus links von 1,0 und rechts von 0,8 keinen Grad der Behinderung.

Im Zuge der Gutachtenserstellung fihrte die medizinische Sachverstandige zudem schlussig und nachvollziehbar aus,
dass trotz vorliegender Funktionseinschrankungen im Bereich des Stlitz- und Bewegungsapparates, der
Beschwerdefuhrerin das Zurticklegen einer kurzen Wegstrecke im Ausmal’ von 300 bis 400 Metern ausreichend sicher
moglich ist. Wie oben bereits ausgefuhrt, war der Beschwerdeflihrerin das Gehen frei und ausreichend sicher moglich,
sie verwendete im Zuge der Untersuchung keine Hilfsmittel. Der Beschwerdefiihrerin ist das Erreichen eines
offentlichen Verkehrsmittels sowie das Einsteigen in ein 6ffentliches Verkehrsmittel bzw. das Wiederaussteigen sohin
moglich und zumutbar. Die grobe Kraft in den oberen Extremitaten war seitengleich vorhanden, der Faustschluss
komplett, der Nacken- und Schirzengriff endlagig eingeschrankt, der BeschwerdefUhrerin ist das Anhalten in einem
offentlichen Verkehrsmittel jedoch ausreichend maoglich, der sichere Transport in einem 6ffentlichen Verkehrsmittel ist
sohin gewahrleistet.

Die Beschwerdeflhrerin moniert in der Beschwerde zwar eine dauerhafte Mobilitatseinschrankung, doch konnte sie
keine maRgebliche Verkirzung der Wegstrecke, keine Probleme beim Uberwinden von Niveauunterschieden und
betreffend den sicheren Transport, darlegen.

Bei der Beschwerdefiihrerin liegt zudem - trotz vorliegenden pulmonalen Funktionseinschrankungen sowie der
Funktionseinschrankungen im Bereich der Nasenhdhlen und Nasennebenhdhlen - eine ausreichend gute kdrperliche
Belastbarkeit vor. Eine Langzeitsauerstofftherapie ist bei der Beschwerdeflihrerin nicht etabliert, sodass ihr das
Zurlcklegen einer kurzen Wegstrecke im Ausmal von 300 bis 400 Metern zumutbar ist.

Die bei der Beschwerdefiihrerin vorliegende ,rezidivierende depressive Stérung, Panikstérung” stellt mangels
Vorliegen einer malBgeblichen Agora-, Klaustro- oder Soziophobie keine erhebliche Einschrédnkung psychischer
Funktionen dar, sodass auch aus diesem Leiden keine Unzumutbarkeit der Benltzung offentlicher Verkehrsmittel
ableitbar ist.

Die Beschwerdefiihrerin fihrte im Zuge der persodnlichen Untersuchung gegeniber der medizinischen
Sachverstandigen zwar aus, dass sie in ¢ffentlichen Verkehrsmitteln keine Luft bekommen wirde und verwies dabei
aber selbst auf die Panikattacken in den offentlichen Verkehrsmitteln. Eine Einschrankung der korperlichen
Belastbarkeit brachte sie selbst nicht vor. Dass die Beschwerdeflhrerin an derart starken Panikattacken leidet, geht
aus dem einzig vorliegenden psychiatrischen Befund jedoch nicht hervor. Der Einwand der Beschwerdefihrerin, dass
sie aufgrund der vielen Arzttermine einen Parkausweis bendtige, ist nicht geeignet, eine andere Entscheidung
herbeizufihren, da ausschlieBlich die Auswirkungen der Funktionseinschrankungen auf die Benltzung &ffentlicher
Verkehrsmittel zu prifen ist und nicht die daraus resultierende Haufigkeit der Arztbesuche.

Die Behdrde (bzw. das Gericht) hat ein Gutachten auf seine Vollstandigkeit und Schliissigkeit zu Gberprifen. Weitere
Gutachten hat die Behdrde nur dann einzuholen, wenn sich die vorliegenden Gutachten als nicht vollstandig oder nicht
schlUssig und damit als nicht ausreichend erweisen.

Die Beschwerdefiihrerin konnte keine Unschlissigkeit oder Unvollstandigkeit des Gutachtens aufzeigen. Auch sind an
der Person der Sachverstandigen keine Bedenken aufgetreten.

Das Bundesverwaltungsgericht erachtet das eingeholte Sachverstandigengutachten daher als schlUssig, vollstandig
und nachvollziehbar. In einer Zusammenschau der vorliegenden Befunde und des Gutachtens, geht der erkennende
Senat davon aus, dass das Sachverstandigengutachten bzw. der darin festgelegte Grad der Behinderung von 60 v.H.
sowie die Zumutbarkeit der Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel der Entscheidung zugrunde zu legen ist.

Das Beschwerdevorbringen war nicht geeignet die gutachterliche Beurteilung, wonach ein Grad der Behinderung in
Hohe von 60 vH vorliegt, zu entkraften.

Die vorgelegten Unterlagen enthalten keine neuen facharztlichen Aspekte bzw. wurden diese bereits bei der
Beurteilung berticksichtigt.

Das eingeholte Sachverstandigengutachten steht mit den Erfahrungen des Lebens, der arztlichen Wissenschaft und
den Denkgesetzen nicht in Widerspruch. Auch war dem Vorbringen sowie den eingeholten und vorgelegten



Beweismitteln kein Anhaltspunkt zu entnehmen, die Tauglichkeit der befassten Sachverstandigen oder deren
Beurteilung beziehungsweise Feststellungen in Zweifel zu ziehen.

Die erhobenen Einwande und vorgelegten Unterlagen waren somit nicht geeignet, das Ergebnis des
Ermittlungsverfahrens zu entkraften.

Das Sachverstandigengutachten wird daher in freier Beweiswurdigung der Entscheidung zu Grunde gelegt.
3.  Rechtliche Beurteilung:

GemalR8& 45 Abs. 3 BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von
Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen. Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit vor.GemafR
Paragraph 45, Absatz 3, BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von
Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen. Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit vor.

Zu A)
1. Zur Entscheidung in der Sache:

Unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Auswirkung einer nicht nur voribergehenden korperlichen,
geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die
geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur voribergehend gilt ein Zeitraum
von mehr als voraussichtlich sechs Monaten. (8 1 Abs. 2 BBG)Unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes ist
die Auswirkung einer nicht nur vortbergehenden kdrperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung
oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
zu erschweren. Als nicht nur voribergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten. (Paragraph
eins, Absatz 2, BBG)

Behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Inland und einem Grad der Behinderung oder
einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 50% ist auf Antrag vom Bundesamt flr Soziales und
Behindertenwesen (8 45) ein Behindertenpald auszustellen, wennBehinderten Menschen mit Wohnsitz oder
gewohnlichem Aufenthalt im Inland und einem Grad der Behinderung oder einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von
mindestens 50% ist auf Antrag vom Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen (Paragraph 45,) ein
Behindertenpald auszustellen, wenn

1. ihr Grad der Behinderung (ihre Minderung der Erwerbsfahigkeit) nach bundesgesetzlichen Vorschriften durch
Bescheid oder Urteil festgestellt ist oder

2. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften wegen Invaliditat, Berufsunfahigkeit, Dienstunfahigkeit oder dauernder
Erwerbsunfahigkeit Geldleistungen beziehen oder

3. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften ein Pflegegeld, eine Pflegezulage, eine Blindenzulage oder eine
gleichartige Leistung erhalten oder

4.  fur sie erhdhte Familienbeihilfe bezogen wird oder sie selbst erhéhte Familienbeihilfe beziehen oder

5. sie dem Personenkreis der begtinstigten Behinderten im Sinne des Behinderten-einstellungsgesetzes,BGBI. Nr.
22/1970, angehoren.5. sie dem Personenkreis der begunstigten Behinderten im Sinne des Behinderten-
einstellungsgesetzes, Bundesgesetzblatt Nr. 22 aus 1970,, angehdéren.

(8 40 Abs. 1 BBG)(Paragraph 40, Absatz eins, BBG)

Das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der
Einschatzungsverordnung (BGBI. Il Nr. 261/2010) unter Mitwirkung von arztlichen Sachverstandigen einzuschatzen,
wennDas Bundesamt flr Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der
Einschatzungsverordnung Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 261 aus 2010,) unter Mitwirkung von arztlichen

Sachverstandigen einzuschatzen, wenn

1. nach bundesgesetzlichen Vorschriften Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden und die hiefur
mafgebenden Vorschriften keine Einschatzung vorsehen oder
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2. zwei oder mehr Einschatzungen nach bundesgesetzlichen Vorschriften vorliegen und keine Gesamteinschatzung

vorgenommen wurde oder
3. ein Fall des 8 40 Abs. 2 vorliegt3.  ein Fall des Paragraph 40, Absatz 2, vorliegt.
(8 41 Abs. 1 BBG)(Paragraph 41, Absatz eins, BBG)

Auszug aus der Verordnung des Bundesministers fur Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz betreffend nahere
Bestimmungen Uber die Feststellung des Grades der Behinderung (Einschatzungsverordnung) idgF:

.Grad der Behinderung

8§ 2. (1) Die Auswirkungen der Funktionsbeeintrachtigungen sind als Grad der Behinderung zu beurteilen. Der Grad der
Behinderung wird nach Art und Schwere der Funktionsbeeintrachtigung in festen Satzen oder Rahmensatzen in der
Anlage dieser Verordnung festgelegt. Die Anlage bildet einen Bestandteil dieser Verordnung.Paragraph 2, (1) Die
Auswirkungen der Funktionsbeeintrachtigungen sind als Grad der Behinderung zu beurteilen. Der Grad der
Behinderung wird nach Art und Schwere der Funktionsbeeintrachtigung in festen Satzen oder Rahmensatzen in der
Anlage dieser Verordnung festgelegt. Die Anlage bildet einen Bestandteil dieser Verordnung.

(2) Bei Auswirkungen von Funktionsbeeintrachtigungen, die nicht in der Anlage angefuhrt sind, ist der Grad der
Behinderung in Analogie zu vergleichbaren Funktionsbeeintrachtigungen festzulegen.

(3) Der Grad der Behinderung ist nach durch zehn teilbaren Hundertsatzen festzustellen. Ein um finf geringerer Grad
der Behinderung wird von ihnen mit umfasst. Das Ergebnis der Einschatzung innerhalb eines Rahmensatzes ist zu
begrinden.

Gesamtgrad der Behinderung

8 3. (1) Eine Einschatzung des Gesamtgrades der Behinderung ist dann vorzunehmen, wenn mehrere
Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen. Bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung sind die einzelnen
Werte der Funktionsbeeintrachtigungen nicht zu addieren. MaBgebend sind die Auswirkungen der einzelnen
Funktionsbeeintrachtigungen in ihrer Gesamtheit unter BerUcksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen
zueinander.Paragraph 3, (1) Eine Einschatzung des Gesamtgrades der Behinderung ist dann vorzunehmen, wenn
mehrere Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen. Bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung sind die
einzelnen Werte der Funktionsbeeintrachtigungen nicht zu addieren. MaRgebend sind die Auswirkungen der einzelnen
Funktionsbeeintrachtigungen in ihrer Gesamtheit unter Berlcksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen

zueinander.

(2) Bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung ist zunachst von jener Funktionsbeeintrachtigung
auszugehen, flr die der hochste Wert festgestellt wurde. In der Folge ist zu prifen, ob und inwieweit dieser durch die
weiteren Funktionsbeeintrachtigungen erhéht wird. Gesundheitsschadigungen mit einem Ausmal3 von weniger als 20
vH sind auB3er Betracht zu lassen, sofern eine solche Gesundheitsschadigung im Zusammenwirken mit einer anderen

Gesundheitsschadigung keine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung verursacht.

Bei Uberschneidungen von Funktionsbeeintréchtigungen ist grundsatzlich vom héheren Grad der Behinderung

auszugehen.

(3) Eine wechselseitige Beeinflussung der Funktionsbeeintrachtigungen, die geeignet ist, eine Erhdhung des Grades der
Behinderung zu bewirken, liegt vor, wenn

- sich eine Funktionsbeeintrachtigung auf eine andere besonders nachteilig auswirkt,

- zwei oder mehrere Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen, die gemeinsam zu  einer wesentlichen
Funktionsbeeintrachtigung fuhren.

(4) Eine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung ist dann gegeben, wenn das Gesamtbild der Behinderung eine andere
Beurteilung gerechtfertigt erscheinen lasst, als die einzelnen Funktionsbeeintrachtigungen alleine.

Grundlage der Einschatzung

8 4. (1) Die Grundlage fur die Einschatzung des Grades der Behinderung bildet die Beurteilung der
Funktionsbeeintrachtigungen im korperlichen, geistigen, psychischen Bereich oder in der Sinneswahrnehmung in Form
eines arztlichen Sachverstandigengutachtens. Erforderlichenfalls sind Experten aus anderen Fachbereichen -
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beispielsweise Psychologen - zur ganzheitlichen Beurteilung heran zu ziehen.Paragraph 4, (1) Die Grundlage fur die
Einschatzung des Grades der Behinderung bildet die Beurteilung der Funktionsbeeintrachtigungen im korperlichen,
geistigen, psychischen Bereich oder in der Sinneswahrnehmung in Form eines arztlichen Sachverstandigengutachtens.
Erforderlichenfalls sind Experten aus anderen Fachbereichen - beispielsweise Psychologen - zur ganzheitlichen
Beurteilung heran zu ziehen.

(2) Das Gutachten hat neben den persdnlichen Daten die Anamnese, den Untersuchungsbefund, die Diagnosen, die
Einschatzung des Grades der Behinderung, eine Begrindung fur die Einschatzung des Grades der Behinderung
innerhalb eines Rahmensatzes sowie die Erstellung des Gesamtgrades der Behinderung und dessen Begrindung zu
enthalten.”

Auf Antrag des Menschen mit Behinderung ist jedenfalls einzutragen:
1.-2.(...)

3. die Feststellung, dass dem Inhaber/der Inhaberin des Passes die Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel wegen
dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar ist; die Benultzung o6ffentlicher
Verkehrsmittel ist insbesondere dann nicht zumutbar, wenn das 36. Lebensmonat vollendet ist und

- erhebliche Einschréankungen der Funktionen der unteren Extremitaten oder

- erhebliche Einschrankungen der kérperlichen Belastbarkeit oder

- erhebliche Einschrankungen psychischer, neurologischer oder intellektueller Fahigkeiten, Funktionen oder
- eine schwere anhaltende Erkrankung des Immunsystems oder

- eine hochgradige Sehbehinderung, Blindheit oder Taubblindheit nach § 1 Abs. 2 Z 1 lit. b oder d eine
hochgradige Sehbehinderung, Blindheit oder Taubblindheit nach Paragraph eins, Absatz 2, Ziffer eins, Litera b, oder d

vorliegen.

(8 1 Abs. 2 Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpdssen und von Parkausweisen auszugsweisefParagraph
eins, Absatz 2, Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von Parkausweisen auszugsweise)

Grundlage fur die Beurteilung, ob die Voraussetzungen fur die in § 1 Abs. 2 genannten Eintragungen erfullt sind, bildet
ein Gutachten eines arztlichen Sachverstandigen des Bundessozialamtes. Soweit es zur ganzheitlichen Beurteilung der
Funktionsbeeintrachtigungen erforderlich erscheint, kénnen Experten/Expertinnen aus anderen Fachbereichen
beigezogen werden. Bei der Ermittlung der Funktionsbeeintrachtigungen sind alle zumutbaren therapeutischen
Optionen, wechselseitigen Beeinflussungen und Kompensationsmoglichkeiten zu berlcksichtigen.Grundlage flr die
Beurteilung, ob die Voraussetzungen fur die in Paragraph eins, Absatz 2, genannten Eintragungen erfullt sind, bildet
ein Gutachten eines arztlichen Sachverstéandigen des Bundessozialamtes. Soweit es zur ganzheitlichen Beurteilung der
Funktionsbeeintrachtigungen erforderlich erscheint, kénnen Experten/Expertinnen aus anderen Fachbereichen
beigezogen werden. Bei der Ermittlung der Funktionsbeeintrachtigungen sind alle zumutbaren therapeutischen
Optionen, wechselseitigen Beeinflussungen und Kompensationsmaoglichkeiten zu berlcksichtigen.

(8 1 Abs. 3 Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von Parkausweisen]Paragraph eins, Absatz
3, Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von Parkausweisen)

Zum Nachweis, dass der Behindertenpassinhaber/die Behindertenpassinhaberin, der/die Uber die Eintragung
+sUnzumutbarkeit der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitdtseinschrankung aufgrund
einer Behinderung"” verfugt, die im § 29b Abs. 2 bis 4 der StraBenverkehrsordnung 1960, BGBI. 159 (StVO), genannten
Berechtigungen in Anspruch nehmen kann, ist ihm/ihr ein Parkausweis auszustellen. Die in einem gultigen
Behindertenpass enthaltene Eintragung ,Unzumutbarkeit der Benltzung 6ffentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder
Gesundheitsschadigung oder Blindheit” ist der Eintragung ,,Unzumutbarkeit der Benltzung 6ffentlicher Verkehrsmittel
wegen dauerhafter Mobilitdtseinschrankung aufgrund einer Behinderung” gleichzuhalten.Zum Nachweis, dass der
Behindertenpassinhaber/die Behindertenpassinhaberin, der/die tber die Eintragung ,Unzumutbarkeit der Benttzung
offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitdtseinschréankung aufgrund einer Behinderung” verfigt, die im
Paragraph 29 b, Absatz 2 bis 4 der StralRenverkehrsordnung 1960, BGBI. 159 (StVO), genannten Berechtigungen in
Anspruch nehmen kann, ist ihm/ihr ein Parkausweis auszustellen. Die in einem gultigen Behindertenpass enthaltene
Eintragung ,Unzumutbarkeit der Benultzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder Gesundheitsschadigung



oder Blindheit” ist der Eintragung ,Unzumutbarkeit der Benltzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung” gleichzuhalten.

(8 3 Abs. 1 Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von Parkausweisen]Paragraph 3, Absatz
eins, Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von Parkausweisen)

Zu § 1 Abs. 2 Z 3:Zu Paragraph eins, Absatz 2, Ziffer 3 ;,

Mit der vorliegenden Verordnung sollen prazisere Kriterien fur die Beurteilung der Unzumutbarkeit der Benttzung
offentlicher Verkehrsmittel festgelegt werden. Die durch die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes bisher
entwickelten Grundsatze werden dabei berUcksichtigt.

Grundsatzlich ist eine Beurteilung nur im Zuge einer Untersuchung des Antragstellers/der Antragstellerin méglich. Im
Rahmen der Mitwirkungspflicht des Menschen mit Behinderung sind therapeutische Moglichkeiten zu berlcksichtigen.
Therapierefraktion - das heil3t keine therapeutische Option ist mehr offen - ist in geeigneter Form nachzuweisen. Eine
Bestatigung des Hausarztes/der Hausarztin ist nicht ausreichend.

Durch die Verwendung des Begriffes ,dauerhafte Mobilitatseinschrankung” hat schon der Gesetzgeber (StVO-Novelle)
zum Ausdruck gebracht, dass es sich um eine Funktionsbeeintrachtigung handeln muss, die zumindest 6 Monate
andauert. Dieser Zeitraum entspricht auch den grundsatzlichen Voraussetzungen fur die Erlangung eines
Behindertenpasses.

Nachfolgende Beispiele und medizinische Erlduterungen sollen besonders haufige, typische Falle veranschaulichen
und richtungsgebend fir die arztlichen Sachverstandigen bei der einheitlichen Beurteilung seltener, untypischer
ahnlich gelagerter Sachverhalte sein. Davon abweichende Einzelfdlle sind denkbar und werden von den
Sachverstandigen bei der Beurteilung entsprechend zu begriinden sein.

Die Begriffe ,erheblich” und ,schwer” werden bereits jetzt in der Einschatzungsverordnung je nach
Funktionseinschrankung oder Erkrankungsbild verwendet und sind inhaltlich gleich bedeutend.

Unter erheblicher Einschrankung der Funktionen der unteren Extremitdten sind ungeachtet der Ursache
eingeschrankte Gelenksfunktionen, Funktionseinschrankungen durch Erkrankungen von Knochen, Knorpeln, Sehnen,
Bandern, Muskeln, Nerven, GefaRRen, durch Narbenzige, Missbildungen und Traumen zu verstehen.

Zusatzlich vorliegende Beeintrachtigungen der oberen Extremitaten und eingeschrankte Kompensationsmoglichkeiten
sind zu berucksichtigen. Eine erhebliche Funktionseinschrankung wird in der Regel ab einer Beinverkirzung von 8 cm

vorliegen.

Erhebliche  Einschrankungen der  korperlichen  Belastbarkeit  betreffen  vorrangig  cardiopulmonale
Funktionseinschrankungen. Bei den folgenden Einschrankungen liegt jedenfalls eine Unzumutbarkeit der Benttzung
offentlicher Verkehrsmittel vor:

- arterielle Verschlusskrankheit ab [1/B nach Fontaine bei fehlender therapeutischer Option

- Herzinsuffizienz mit hochgradigen Dekompensationszeichen

- hochgradige Rechtsherzinsuffizienz

- LungengerUsterkrankungen unter Langzeitsauerstofftherapie

- COPD IV mit Langzeitsauerstofftherapie- COPD rémisch IV mit Langzeitsauerstofftherapie
- Emphysem mit Langzeitsauerstofftherapie

- mobiles Gerat mit Flussigsauerstoff muss nachweislich benitzt werden

Erhebliche Einschrankungen psychischer, neurologischer oder intellektueller Funktionen umfassen im Hinblick auf eine
Beurteilung der Unzumutbarkeit der BenUtzung 6ffentlicher Verkehrsmittel folgende Krankheitsbilder:

- Klaustrophobie, Soziophobie und phobische Angststdrungen als Hauptdiagnose nach ICD 10 und nach
Ausschopfung des therapeutischen Angebotes und einer nachgewiesenen Behandlung von mindestens 1 Jahr

- hochgradige Entwicklungsstérungen mit gravierenden Verhaltensauffalligkeiten



- schwere kognitive Einschrankungen, die mit einer eingeschrankten Gefahreneinschatzung des offentlichen
Raumes einhergehen

- nachweislich therapierefraktares, schweres, cerebrales Anfallsleiden - Begleitperson ist erforderlich
Keine Einschrankung im Hinblick auf die Unzumutbarkeit der Benltzung 6ffentlicher Verkehrsmittel haben:

- vorubergehende Funktionseinschrankungen des Immunsystem als Nebenwirkung im Rahmen von Chemo-und
/oder Strahlentherapien,

- laufende Erhaltungstherapien mit dem therapeutischen Ziel, AbstoRRreaktionen von Transplantaten zu verhindern
oder die Aktivitat von Autoimmunerkrankungen einzuschranken,

- Kleinwuchs

- gut versorgte lleostoma, Colostoma und Ahnliches mit dichtem Verschluss. Es kommt weder zu Austritt von Stuhl
oder Stuhlwasser noch zu Geruchsbelastigungen. Lediglich bei ungtnstiger Lokalisation und deswegen permanent
undichter Versorgung ist in Ausnahmefallen die Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel unzumutbar,

- bei Inkontinenz, da die am Markt Ublichen Inkontinenzprodukte ausreichend sicher sind und Verunreinigungen
der Person durch Stuhl oder Harn vorbeugen. Lediglich bei anhaltend schweren Erkrankungen des Verdauungstraktes
ist in Ausnahmefallen die Benutzung offentlicher Verkehrsmittel unzumutbar.

Um die Frage der Zumutbarkeit der Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel beurteilen zu kénnen, hat die Behérde zu
ermitteln, ob der Antragsteller dauernd an seiner Gesundheit geschadigt ist und wie sich diese Gesundheitsschadigung
nach ihrer Art und ihrer Schwere auf die Zumutbarkeit der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel auswirkt. Sofern
nicht die Unzumutbarkeit der Benitzung offentlicher Verkehrsmittel auf Grund der Art und der Schwere der
Gesundheitsschadigung auf der Hand liegt, bedarf es in einem Verfahren Uber einen Antrag auf Vornahme der
Zusatzeintragung  "Unzumutbarkeit  der  Benitzung  6ffentlicher  Verkehrsmittel  wegen  dauernder
Gesundheitsschadigung" regelmalig eines drztlichen Sachverstandigengutachtens, in dem die dauernde
Gesundheitsschadigung und ihre Auswirkungen auf die Benultzung 6ffentlicher Verkehrsmittel in nachvollziehbarer
Weise dargestellt werden. Nur dadurch wird die Behérde in die Lage versetzt, zu beurteilen, ob dem Betreffenden die
Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder Gesundheitsschadigung unzumutbar ist (vgl. VWGH vom
23.05.2012, ZI.2008/11/0128, und die dort angefuhrte Vorjudikatur sowie vom 22. Oktober 2002, Z12001/11/0242,
vom 27.01.2015, ZI. 2012/11/0186).Um die Frage der Zumutbarkeit der Benltzung o6ffentlicher Verkehrsmittel
beurteilen zu kénnen, hat die Behdrde zu ermitteln, ob der Antragsteller dauernd an seiner Gesundheit geschadigt ist
und wie sich diese Gesundheitsschadigung nach ihrer Art und ihrer Schwere auf die Zumutbarkeit der Benitzung
offentlicher Verkehrsmittel auswirkt. Sofern nicht die Unzumutbarkeit der Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel auf
Grund der Art und der Schwere der Gesundheitsschadigung auf der Hand liegt, bedarf es in einem Verfahren uUber
einen Antrag auf Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel wegen
dauernder Gesundheitsschadigung" regelmaRig eines arztlichen Sachverstandigengutachtens, in dem die dauernde
Gesundheitsschadigung und ihre Auswirkungen auf die Benultzung 6ffentlicher Verkehrsmittel in nachvollziehbarer
Weise dargestellt werden. Nur dadurch wird die Behérde in die Lage versetzt, zu beurteilen, ob dem Betreffenden die
Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder Gesundheitsschadigung unzumutbar ist vergleiche VwGH
vom 23.05.2012, ZI.2008/11/0128, und die dort angefuhrte Vorjudikatur sowie vom 22. Oktober 2002, ZI.
2001/11/0242, vom 27.01.2015, ZI. 2012/11/0186).

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu dieser Zusatzeintragung ist die Benultzung offentlicher
Verkehrsmittel dann unzumutbar, wenn eine kurze Wegstrecke nicht aus eigener Kraft und ohne fremde Hilfe,
allenfalls unter Verwendung zweckmafliger Behelfe ohne Unterbrechung zurtickgelegt werden kann oder wenn die
Verwendung der erforderlichen Behelfe die Beniitzung offentlicher Verkehrsmittel in hohem Male erschwert. Die
Benitzung 6ffentlicher Verkehrsmittel ist auch dann nicht zumutbar, wenn sich die dauernde Gesundheitsschadigung
auf die Moglichkeit des Ein- und Aussteigens und die sichere Beférderung in einem 6ffentlichen Verkehrsmittel unter
Berucksichtigung der beim Ublichen Betrieb dieser Verkehrsmittel gegebenen Bedingungen auswirkt.

Zu prufen ist die konkrete Fahigkeit 6ffentliche Verkehrsmittel zu benttzen. Zu berilicksichtigen sind insbesondere zu
Uberwindende Niveauunterschiede beim Aus- und Einsteigen, Schwierigkeiten beim Stehen, bei der Sitzplatzsuche, bei
notwendig werdender Fortbewegung im Verkehrsmittel wahrend der Fahrt. (VWGH 22.10.2002, ZI.2001/11/0242;
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14.05.2009, 2007/11/0080)

Fur die Berechtigung der zusatzlichen Eintragung in den Behindertenpass hinsichtlich der Unzumutbarkeit der
Benutzung offentlicher Verkehrsmittel kommt es entscheidend auf die Art und die Schwere der dauernden
Gesundheitsschadigung und deren Auswirkungen auf die Benutzung offentlicher Verkehrsmittel an, nicht aber auf
andere Umstande, die die Benultzung offentlicher Verkehrsmittel erschweren. Aus diesem Grund ist der Umstand
betreffend die mangelnde Infrastruktur (Vorhandensein und Erreichbarkeit, Entfernung zum nachsten offentlichen
Verkehrsmittel, "Leben am Land") oder den Transport von schweren Gepacksticken und das Tatigen von Einkaufen
rechtlich nicht von Relevanz und kann daher bei der Beurteilung der Zumutbarkeit der Benltzung o&ffentlicher
Verkehrsmittel nicht bertcksichtigt werden (VwWGH vom 22.10.2002, ZI. 2001/11/0258).

Betreffend die Beurteilung ob eine dauernd starke Gehbehinderung iSd8 29b StVO1960 in der Fassung vor dem
01.01.2014 vorliegt, ist der Verwaltungsgerichtshof von einer moglichen Wegstrecke von mehr als 300 m
ausgegangen.Betreffend die Beurteilung ob eine dauernd starke Gehbehinderung iSd Paragraph 29 b, StVO1960 in der
Fassung vor dem 01.01.2014 vorliegt, ist der Verwaltungsgerichtshof von einer méglichen Wegstrecke von mehr als
300 m ausgegangen.

Es ist von einer ausreichenden Funktionsfahigkeit des Bewegungsapparates auszugehen.

Bei der Beschwerdeflhrerin liegen weder erhebliche Einschrankungen der Funktionen der unteren Extremitdten noch
der korperlichen Belastbarkeit vor bzw. konnten keine mafigebenden Einschrankungen psychischer, neurologischer
oder intellektueller Fahigkeiten oder von Sinnesfunktionen festgestellt werden, es ist auch keine schwere anhaltende
Erkrankung des Immunsystems vorhanden.

Sowohl die Geh-, Steh- und Steigfahigkeit als auch die cardiopulmonale Belastbarkeit sind ausreichend.
Daher ist die Benutzung offentlicher Verkehrsmittel zumutbar.

Da ein Grad der Behinderung von 60 (sechzig) vH festgestellt wurde und zudem festgestellt wurde, dass die dauernden
Gesundheitsschadigungen kein AusmaR erreichen, welches die Vornahme der Zusatzeintragung ,Unzumutbarkeit der
Benitzung offentlicher Verkehrsmittel” in den Behindertenpass rechtfertigt, war spruchgemafd zu entscheiden.

2. Zum Entfall einer mindlichen Verhandlung:

Das Verwaltungsgericht hat auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts wegen eine Offentliche
mundliche Verhandlung durchzufihren.

(8 24 Abs. 1 VWGVG)(Paragraph 24, Absatz eins, VWGVG)
Die Verhandlung kann entfallen, wenn

1. der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die Beschwerde
zurtckzuweisen ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid
aufzuheben, die angefochtene Austibung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder die
angefochtene Weisung fur rechtswidrig zu erklaren ist oder

2. die SGumnisbeschwerde zurlckzuweisen oder abzuweisen ist.
(8 24 Abs. 2 VWGVG)(Paragraph 24, Absatz 2, VWGVG)

Der Beschwerdefihrer hat die Durchfihrung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im Vorlageantrag zu
beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen nicht
Ubersteigender Frist einen Antrag auf Durchfihrung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchfihrung einer
Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurlckgezogen werden. (8 24 Abs. 3 VwGVG)Der
Beschwerdefiihrer hat die Durchfiihrung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im Vorlageantrag zu beantragen.
Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen nicht Gbersteigender Frist einen
Antrag auf Durchfihrung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchfihrung einer Verhandlung kann nur mit
Zustimmung der anderen Parteien zurlickgezogen werden. (Paragraph 24, Absatz 3, VWGVG)

Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann das Verwaltungsgericht ungeachtet eines
Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erdrterung eine
weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der


https://www.jusline.at/entscheidung/45453
https://www.jusline.at/gesetz/stvo/paragraf/29b
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/24
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/24
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/24

Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958, noch Art.

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at

© 2026 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.
www.jusline.at


https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1958_210_0/1958_210_0.pdf
https://www.bvwg.gv.at
file:///

	TE Bvwg Erkenntnis 2024/6/25 W218 2290712-1
	JUSLINE Entscheidung


